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Einwilligung zur Entbindung von der Schweigepflicht
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Sozialdaten, die Mitarbeiter*in-
nen eines Trägers der Jugendhil-
fe1 zum Zweck persönlicher und
erzieherischer Hilfe anvertraut
worden sind, dürfen von diesen
nur weitergeben werden mit
Einwilligung dessen, der die Dat-
en anvertraut hat.2           

Dieser gesetzlich bestimmte
Grundsatz ermöglicht es den
Fachkräften in der sozialen Ar-
beit einerseits vertrauensvoll
mit Kindern, Jugendlichen (Ver-
traulichkeit und Zweckbindung)
und deren Familien zusam-
menzuarbeiten und bestimmt 
andererseits die Wichtigkeit des
Umgangs mit personenbezo-
genen Daten in der Jugendhilfe
über eine spezifische gesetzliche
Regelung. 

Ist dennoch ein Austausch per-
sonenbezogener Daten erforder-
lich, um notwendige Hilfen oder
Schutzmaßnahmen gewähren zu
können, sieht der Gesetzgeber
zunächst vor, die Einwilligung
der Betroffenen insbesondere
mit Blick auf deren Mitwirkung-
spflicht einzuholen. In diese 
Sinne ist vor Übermittlung von 
entsprechenden Daten an Dritte 
bei den Betroffenen direkt eine 
so genannte Schweigepflichtent-
bindung (Muster in der Anlage) 
einzuholen.

Die seit Mai 2018 ge tende eu-
ropäischen Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO)3 definiert
den Begriff der Einwilligung fol-
gendermaßen: Im Sinne der 
Verordnung bezeichnet der 

Ausdruck … „Einwilligung“ der 
betroffenen Person jede frei-
willig für den bestimmten Fall, 
in informierter Weise und un-
missverständlich abgegebene 
Willensbekundung in Form einer 
Erklärung oder einer sonstigen 
eindeutigen bestätigenden Han-
dlung, mit der die betroffene 
Person zu verstehen gibt, dass 
sie mit der Ve arbeitung der sie 
betreffenden personenbezo-
genen Daten einverstanden ist.4 
An eine solche Einwilligung (hier
Schweigepflichtentbindung) sind
zudem bestimmte Anforderungen
gebunden, die ebenfalls in der D 
GVO5 fixiert sind.  Als Bedingun-
gen für eine Einwilligung sind 
dort bestimmt, dass:
•	 die Fachkraft, die beabsichtigt 

Daten zu übermitteln nach-
weisen kann, dass die betrof-
fene Person6 in die Verarbeit-
ung ihrer personenbezogene 
Daten eingewilligt hat,

•	 die schriftliche Erklärung z 
Einwilligung nur gültig ist, 
wenn diese in verständlicher 
und leicht zugänglicher Form 
sowie in einer klaren und 
einfachen Sprache erfolgte,

•	 die betroffene Peson jeder-
zeit das Recht hat, ihre Ein-
willigung für die Zukunft zu 
widerrufen. Darauf ist die 
betroffene Person durch 
die Fachkraft nachweis-
lich vo Abgabe der Einwil-
ligung in Kenntnis gesetzt.

•	 der Widerruf der Ein-
willigung so einfach wie 
die Erteilung sein muss.

•	 die Einwilligung freiwil-

lig erteilt werden muss,
•	 die Erfüllung einer Leis-

tung von der Einwilligung 
zu einer Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten 
abhängig sein muss (keine 
Vorratsdatensammlung).7

Im Weiteren werden durch 
die DGSVO wei ere datenschut 
relevante Begriffe die diese 
Thematik berühren genau-
er definiert, so z. B. „persone 
bezogene Daten“, „Datenve 
arbeitung“ oder „Dritter“.8

1 Nach dem SGB VII gilt dies für Mitar-
beiter*innen des öffentl chen Trägers 
der Jugendhilfe. Freie Träger der Jugend-
hilfe die Leistungen nach dem SGB VIII 
erbringen, können im Zuge entsprech-
ender Vereinbarungen (z. B. nach § 78a 
ff. oder § 8a Abs. 4 SGB VIII) auch auf die 
Anwendung verpflichtet werden.

2 vgl. § 65 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII, Besonder-
er Vertrauensschutz in der persönlichen 
und erzieherischen Hilfe

3 https://dsgvo-gesetz.de/

4 Art. 4 Nr. 11 DSGVO Begriffsbestim-
mungen

5 https://dsgvo-gesetz.de/

6 Minderjährige können grundsätzlich 
erst ab 16 Jahren wirksam eine Einwil-
ligung erteilen. Allerdings erlaubt die 
DGSVO den einzelnen Staaten abwe-
ichende Regelungen zu erlassen, jed-
och nicht unter der Altersgrenze von 13 
Jahren. Jugendliche können in diesem 
Sinne auch vor dem 16. Lebensjahr bei 
entsprechender Einsichtsfähigkeit Ein-
willigungen erteilen, außer in den Fällen, 
in denen Dienste den jungen Menschen 
direkt Leistungen anbieten.
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Muster Schweigepflichtentbind-
ung

https://www.fachstelle-kinder-
schutz.
de/files/01_Fachstelle_
Kinderschutz/Publikationen/
Fachartikel/Formular-online.pdf

7 Art. 7 DSGVO Bedingungen für
die Einwilligung

8 Art. 4 DSGVO Begriffsbestimmungen
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